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RFW Tirol

Wirtschaftskammerwahl 2010
Die Karten werden neu gemischt

RFW Tirol
der Joker in der 
Wirtschaftskammer
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Als eine `Husch-Pfusch-Aktion´
bezeichnet Matthias Krenn, Vize-
präsident der Wirtschaftskammer
Österreich und stellvertretender
Bundesobmann des RfW, das
Unternehmensliquiditätsstär-
kungsgesetz (ULSG): „Hier zeich-
net sich wieder einmal deutlich ab,
für wen die große Koalition und
hier allen voran der Finanzminister
Pröll einstehen, nämlich für die
Banken und die Industrie.“ 

Unterstützung gibt es laut dem Ge-
setz nämlich nur für Unternehmer
mit mehr als 250 Mitarbeitern, wel-
che in Österreich einen Bruchteil
der gesamten Unternehmerland-
schaft ausmachen. „Natürlich ist es
unumgänglich, auch die heimi-
schen Großbetriebe und die Indu-
strie so gut als möglich zu unter-
stützen. Nur dabei vergisst die frü-
here Wirtschaftspartei ÖVP die
heimischen KMUs (Klein- und
Mittelbetriebe), welche noch mehr
unter der Finanzkrise mit der ein-
hergehenden Kreditklemme leiden,
und ebenso auf eine dringend not-

wendige Unterstützung seitens der
Regierung warten.“
In Wahrheit ist das ULSG ein zwei-
tes Bankenrettungspaket. Denn
unter dem Vorwand der Wirtschaft
(und hier nur den Großen) zu hel-
fen, wird das Geld an die Banken
verteilt. Deshalb fordert der RfW
von den Verantwortlichen in der

Regierung und innerhalb der Re-
gierungsparteien, sich so rasch als
möglich dafür einzusetzen, dass

Basel II, der Hauptgrund für die
Kreditklemme in Österreich, mit
sofortiger Wirkung ausgesetzt wird
und den heimischen KMUs endlich
wieder leistbares Geld zur Verfü-
gung steht. „Denn eines dürfen wir,
vor allem in diesen schwierigen
Zeiten nicht vergessen - die KMUs
sind das Rückgrat der heimischen

Wirtschaft und ohne sie würde es
am Arbeitsmarkt sehr rasch sehr
triste aussehen.

RFW Krenn:

Basel II Richtlinien sofort aussetzen
leistbares Geld für Österreichs KMUs

Matthias Krenn zum neuen Unterneh-
mensliquiditätsstärkungsgesetz: 
“Hier zeichnet sich wieder einmal deut-
lich ab, für wen die große Koalition und
hier allen voran der Finanzminister Pröll
einstehen, nämlich für die Banken und
die Industrie.”
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Wirtschaftspolitik

Der Jubelmeldung von WKÖ- Präsi-
dent Leitl über die Einrichtung einer
Jugendstiftung  mit Geldern der
Dienstgeber in Höhe von Euro 5 Mio.
kann der RfW-Bundesobmann, KO
Ing. Fritz Amann, nur bedingt zu-
stimmen:

Betriebe in der Krise nicht weiter be-
lasten!
Die Einrichtung einer Jugendstiftung
ist gut und macht natürlich Sinn,
denn damit werden Jugendliche für
die Privatwirtschaft in Richtung
Wirtschaftsaufschwung fit gemacht.
In Sachen Finanzierung widerspricht
er aber Leitl.  Nicht von seiten der

Unternehmen, sondern aus dem Topf
der WKÖ soll diese Einrichtung fi-
nanziert werden. Es ist nämlich ein
Gebot der Kammer die Not leidenden
Betriebe zu entlasten. Es ist an der
Zeit, dass mit den Mitgliedsbeiträgen
auch einmal etwas Gescheites ge-
macht wird. 

So wie bei der Mitfanzierung der Re-
stitutionszahlungen ist hier die WKÖ
in dieser Sache mehr denn je gefor-
dert, schließlich geht es um die Entla-
stung ihrer Mitglieder. Leitl ist also
klar gefordert, keine weitere Bela-
stung für die Betriebe einzufordern.
In Sachen Verbesserung der Bedin-

gungen für Kurzarbeit analog zu
unserem wichtigsten Wettbewerber
Deutschland sieht sich Amann mit
dem WKÖ- Präsidenten in einer
Linie, zumal diese Forderung schon
lange von Vorarlberg aus erhoben
wurde und mit Vehemenz von der
WK-Vorarlberg an der Spitze mit
Präsident Manfred Rein weiter
nachhaltig vertreten wird. Hier
führt kein Weg vorbei und daher ist
der „Sozialpartner“ Leitl gefordert
mit seinem Gegenüber, den ÖGB-
Verhinderern“ in Wien, endlich Ta-
cheless zu reden, damit die Ar-
beitslosenzahlen nicht noch weiter
explodieren.

RFW-Bundesobmann Fritz Amann:

WKÖ soll Kosten für Jugendstiftung übernehmen!

RFW - Bundesobmann 
Fritz Amann: 

„Die Einrichtung einer Ju-
gendstiftung ist gut und
macht Sinn. Aber nicht von
seiten der Unternehmen,
sondern aus dem Topf der
WKÖ soll diese Einrichtung
finanziert werden. ”

Als einen weiteren Anschlag auf die
ohnehin stark gebeutelte Transport-
branche sieht der RfW-Bundesob-
mann, KO Ing. Fritz Amann, die Ta-
riferhöhung der ÖBB Tochter Cargo
Austria im kombinierten Verkehr.

Amann dazu: „Die massive Tarifer-
höhung damit zu rechtfertigen, dass
Kostendeckung allein ökonomisch
nicht mehr vertretbar ist, kann wohl
für die ÖBB nicht gelten, schließlich
hat man öffentliche Ansprüche zu
erfüllen und wird dafür reichlich
aus dem Steuertopf subventioniert.

Was mich aber am meisten ärgert ist
die Tatsache, dass man mit willkür-
lichen Fahrverboten, wie in Tirol,
die Transportbranche auf die Schie-
ne zwingt, um dann die ohnehin
stark belasteten Frächter weiter ab-
zuzocken und ihnen dabei völlig die
Luft zum Atmen zu nehmen. Dies
wohl in der weisen Voraussicht, sich
weitere Konkurrenz vom Leib zu
schaffen, schließlich betreibt die
ÖBB eines der größten Fracht- und
Speditionsgeschäfte mit einer der
größten LKW-Flotten im Land.“
Das ist für Amann ein unwürdiges

Spiel auf dem Rücken der Transport-
unternehmer. Wenn man sich seitens
der ÖBB vom Prinzip der Kostendek-
kung verabschiedet, dann sollte man
sich auch vom Subventionstopf des
Bundes abnabeln, denn nur dann
herrscht Waffengleichheit im Güter-
transport. 
Was in einer freien Marktwirtschaft
aber nicht geht, ist mit Hilfe der Poli-
tik die Konkurrenz auf die Schiene zu
zwingen, um sie dann nochmals zu
schröpfen. Daher lehnt der RfW die
Tariferhöhung im kombinierten Ver-
kehr entschieden ab.

Transportbranche hat keinen finanziellen Spielraum mehr

RfW-BO Amann kritisiert Tariferhöhung im kombinierten Verkehr!
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Wirtschaftspolitik

Wirtschaftskammerwahl 2010

Unterstützen Sie den Joker in der
Kammerpolitik

Als Unternehmer eines Familienbe-
triebes oder KMU´s im Hotel- und
Gaststättengewerbe muss man sehr
flexibel auf eine wirtschaftliche Lage
reagieren. Gerade in Zeiten wie die-
sen, wo kein Spielraum mehr für Per-
sonalreserven „leistbar“ ist, sind zeit-
gemäße Anforderungen zur Personal-
planung von besonderer Bedeutung.
Da ohnehin jeder Hotelier oder Gast-
wirt am Limit seiner möglichen Ei-
genleistung - Personalpläne - gestal-
tet, sind Wirtschaftsvertreter dazu
angehalten, Lösungen zu suchen um
diese „besonderen Situationen“ in
Spitzenzeiten zu entschärfen und
Rahmenbedingungen zu schaffen,
welche solzialpartnerschaftlich für
alle Beteiligten vorteilhaft und ver-
tretbar sind. Als Tourismusverant-
wortlicher des RFW Tirol denke ich,
dass folgende Überlegungen in mög-
lichen Rahmenbedingungen veran-
kert sein sollten: Flexible Gestal-
tungsmöglichkeiten in der Definition
der Spitzenarbeitszeit, spontane
Möglichkeiten für die gesetzliche
Meldung zur Sozialversicherung und
eine unbürokratische Abrechnung
und Einbindung in die Lohnverrech-
nung.  

All diese Rahmenbedingungen könn-
ten meiner Meinung nach in einem
„Dienstleistungsscheck“ verwirklicht

werden. Ein Unternehmer, Hotelier
oder Gastwirt kauft sich bei der Sozi-
alversicherungsanstalt sogenannte
Dienstleistungsschecks, welche be-
reits alle gesetzlichen Abgaben ab-
führen, ein. So könnten z.B. für Ver-
anstaltungen, Hauptfrequenzzeiten
oder ähnliche Verwendungszwecke,
unbürokratisch, Aushilfskräfte spon-
tan eingesetzt werden, ohne sich mit
anmeldetechnischen oder versiche-
rungstechnischen  Dingen zu befas-
sen. Als Gegenwert für geringfügige
Dienstleistungen bekommen die Mit-
arbeiter als Entlohnung aliquot einen
oder mehrere „Dienstleistungs–
scheck/s“ welche sie wiederum bei
definierten  Institutionen als Bargeld
einlösen können. Da sämtliche Abga-
ben bereits abgeführt sind, kann so-
mit auch der Verwaltungsaufwand
minimiert bleiben. 

Der Vorteil für einen Unternehmer ist
leicht darstellbar. Eine Aushilfskell-
nerin arbeitet z.B. für eine Veranstal-
tung 3 Stunden, bekommt als Entloh-
nung drei Dienstleistungsschecks.
Damit hat es sich auch schon! Um ei-
ne Meldung und Entlohnung braucht
sich der Arbeitgeber nicht mehr zu
kümmern. Gerade in Zeiten mit Um-
satzrückgängen müssen für jene kur-
ze Zeiten eines „Hauptgeschäftes“,
unbürokratische und einfache Mög-

lichkeiten zur  Verstärkung eines Mit-
arbeiterteams wie auch einer best-
möglichen Umsatzausbeute geschaf-
fen werden.

Stefan Draxl fordert Aushilfsscheck für Tourismus

RFW-Tirol Tourismussprecher Stefan Draxl
fordert einen Dienstleistungsscheck für eine
flexible und unbürokratische Handhabung
von geringfügigen Aushilfstätigkeiten.

Jeder weiß es, aber keiner traut sich
was zu sagen. Es geht um das Pro-
blem der sogenannten „landwirt-
schaftlichen Hoftankstellen“.

Jeder Landwirt kann einfach einen
Kraftstofftank samt Pumpe kaufen
und damit alle seine Fahrzeuge be-
tanken. Behördliche Überprüfungen
gibt es kaum, ebensowenig Umwelt-
auflagen, wie sie z.B. die gewerb-
lichen Tankstellen haben. 

Und leider werden aus diesen Tanks
nicht nur landwirtschaftliche Ma-

schinen mit günstigem Diesel ver-
sorgt, sondern oft gleich auch der ge-
samte private PKW– und sonstige
Fuhrpark der Familie.

Ich fordere daher im Sinne eines or-
dentlichen und gerechten Wettbe-
werbs für uns Tankstellenpächter
gleiche rechtliche Rahmenbedingun-
gen. 
Es kann nicht so sein, daß wir mit
ständig neuen Vorschriften konfron-
tiert werden, während z.B. in der
Landwirtschaft großzügig darüber
hinweggesehen wird.

RFW LandesobmannStv. Joe Bellinger:

Landwirtschaftliche Tankstellen   
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Wirtschaftskammerwahl 2010

In den letzten Monaten hatte ich sehr
viele Gespräche mit Unternehmerin-
nen und Unternehmer geführt.

Egal, zu welcher Gesinnung sie sich
bekennen, mit der Krise haben alle
die gleichen Probleme und Sorgen,
kämpfen um ihr Unternehmen und
um die Arbeitsplatzsicherung ihrer
Mitarbeiter.

Unternehmer wollen entlastet wer-
den, gerade in der Bürokratie -Ar-
beitsplatzsicherung, Wirtschafts-
wachstum kann nur funktionieren,
wenn der Unternehmer entlastet
wird. Von Abgaben jeglicher Art bis
zur Prüfungsgebühr von Lehrlingen
usw. Es kann nicht sein, dass nur ge-
redet und versprochen wird, man
muss Maßnahmen setzen, um zu ent-
lasten.
Besonders aber entrüstet mich, dass
die Macht der schwarzen Politik im
Lande am Rücken der Unternehmer
ausgeübt wird. Dass schwarze Bür-
germeister Aufträge, großteils an
Unternehmer ihrer Gesinnung ertei-
len und damit den offenen unparteii-
schen Wettbewerb beschneiden.
“Ich stehe zum RFW, ich war immer
ein Freiheitlicher, aber wenn ich mich
bekenne, bekomme ich in meiner Ge-

meinde nur Probleme und Schwierig-
keiten und keine Aufträge!” so die
Aussagen einiger Unternehmer. Wir
leben in einer Demokratie!?- Möchte
man meinen.

Der RFW Tirol ist bemüht die Anlie-
gen und Sorgen unserer Unternehmer
zu hören, ernst zu nehmen und im Di-
alog in der Wirtschaftkammer Lösun-
gen aufzuzeigen.

Ich fordere daher alle Unternehmer
auf : “Habt den Mut und die Freiheit,
Farbe zu bekennen .”

Macht braucht Kontrolle!
Unterstützen sie mit Ihrer Unter-
schrift den RFW für die bevorstehen-
de Wirtschaftskammerwahl 2010.

DIE FREIHEIT NEHM ICH MIR…,
RFW TIROL

Für Anliegen und neue Ideen stehe
ich ihnen gerne unter der Tel.Nr.:
0664 88445857
oder per Mail unter rfw@tirol.at zur
Verfügung

RFW –Tirol
Landesgeschäftsführerin
Brigitta Sarg

Wirtschaftskammerwahl 2010

Mut - Farbe zu bekennen

Als Obmann des RFW Tirol  möchte ich Sie herzlichen einladen die Fraktion
RFW und Unabhängige bei der kommenden Wirtschaftskammerwahl, Anfang
März 2010, zu unterstützen. 

- Der RFW Tirol steht für konstruktive  Arbeit in der WK Tirol.
- Der RFW Tirol ist aber immer wieder der Stachel im Fleisch der WK Tirol.
- Der RFW Tirol ist mit seinen Anträgen im Tiroler Wirtschaftsparlament  

immer am Punkt  der Unternehmer !
- Der RFW Tirol ist ein Angebot an Unabhängige und Freigeister  .
- Der RFW Tirol tritt seit jeher für die Kleinst- und Mittelbetriebe ein  .
- Der RFW Tirol ist für freies Wirtschaften ohne Zwang !  
- Wir - der RFW Tirol - sind der Joker  im der WK Tirol – ziehen Sie ihn , 

unterstützen Sie uns ! Der RFW – Joker  sticht.     

RFW die Freiheit nehm ich mir 
Ihr RFW Tirol Obmann
Komm.-Rat Winfried Vescoli

Wirtschaftskammerwahl 2010

Unterstützen Sie den Joker in der Kammerpolitik

RFW-Tirol Landesgeschäftsführerin Brigitta
Sarg ist permanent unterwegs zu den Unter-
nehmern. Sie kennt die Sorgen und Nöte der
Selbständigen. Der direkte Kontakt ist ihr ein
Anliegen. 
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RFW verhindert
neue Steuerbelastungen für Unternehmer

Der RfW hat sich wieder einmal als
Input und Ideengeber im österrei-
chischen Wirtschaftsparlament er-

wiesen. Besonders erfreulich ist
dabei die Tatsache, dass der RfW
den Wirtschaftsbund und die Indu-
strie für einen gemeinsamen An-
trag gegen zusätzliche Steuerbela-
stungen für die Wirtschaft gewin-
nen konnten. Die ablehnende Hal-

tung der Roten und Grünen war
nicht überraschend, schließlich
sind sie aufgrund ihrer Ideologie
seit jeher der Feind der Unterneh-
mer in diesem Land. Gewerkschaf-
ter wie Matznetter und Sozialro-
mantiker wie Plass haben noch nie
die Sorgen und Probleme der Wirt-
schaft, geschweige ihre Interessen,
wahrgenommen. So war die ableh-
nende Haltung der Wirtschaftsbe-
lastungsbefürworter nicht überra-
schend.

Insolvenzrechtsreform 
In Sachen Insolvenzrechtsreform
konnte neben dem Wirtschaftsbund
auch der rote Wirtschaftsverband
überzeugt werden und das macht
wirklich Sinn, denn schließlich
droht unserem Wirtschaftsstandort
eine Pleitewelle noch ungeahnten
Ausmaßes.

Erfolg für Versicherungsangent
Für die Versicherungsagenten
konnte auf die Initiative des RfW
ebenfalls viel erreicht werden. So
hat auch der Wirtschaftsbund sei-
nem Antrag nach Einforderung ei-
ner Gesetzesänderung zur zwin-

genden Provisionsweiterzahlung
nach Beendigung des Agenturver-
hältnisses zugestimmt und damit
Gerechtigkeit für Versicherungs-
agenten geschaffen. 

Die RfW-Anträge für eine Arbeits-
marktstudie zur Erreichung einer
besseren und effizienteren Kon-
tingentzuweisung für Saisoniers,
sowie die Forderung nach einer
Neuorganisation der Reisebürosi-
cherungsverordnung zur realitäts-
näheren und konsumentenfreund-
licheren Handhabung fanden leider
keine Zustimmung der Mehrheits-
partei. Das ist schade, denn damit
wurde wieder einmal die Nutzung
einer Chance für die Wirtschaft
vertan.

Das Fazit des Wirtschaftsparla-
mentes ist für den RfW aber sehr
positiv, schließlich gibt es ein kla-
res, die Fraktionen übergreifendes,
Bekenntnis gegen neue Belastun-
gen für die Wirtschaft. Dies ist der
Initiativkraft des RfW zu verdan-
ken und damit hat man sich wieder
einmal eindrücklich als Anwalt des
Mittelstandes bewiesen.

Gegen die Stimmen des sozialistischen
Wirtschaftsverbandes und der Grünen
Wirtschaft hat sich der RFW durchgesetzt
und neuen Steuerbelastungsideen für
Unternehmer die rote Karte gezeigt. 
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Kommentar

Das Beispiel Österreich: Mit Milli-
ardenbeträgen auf Schulden konn-
te das Ärgste verhindert werden.
Die Staatsverschuldung lag 2008
noch bei rund 58 % des BIP, dürfte
bis 2010 auf über 70% ansteigen
und wird für 2013 die Marke von
80% erreichen.

Dem steht gegenüber ein Anstieg
der Arbeitslosen auf 8,8 bis 9 % da-
her Anstieg der Sozialkosten, rück-
läufige Steuereinnahmen, Autozu-
lieferer mit weiteren Absatzeinbrü-
chen, die Autoindustrie in Europa
(USA) in einer schweren Krise und
alle !!! haben sich verschuldet.

Was aber zu einer fundamentalen
Änderung in der Weltwirtschaft
führen wird, getraut sich kaum je-
mand zu formulieren.

Ab Mitte der nächsten 10 Jahre
werden wirtschaftlich neue Welt-
marktführer entstehen – China, In-
dien und abgeschwächt – Japan. In
diesen Ländern hat sich still und
leise die Veränderung der Krisen-
zeit der Vergangenheit bereits an-
gezeigt. China besitzt rund 2.000
Mrd. Dollar an Reserven, konnte
aus diesem Topf rund 400 Mrd. (al-
so nicht mit Schulden machen, son-
dern aus vorhandenen Rücklagen)
entnehmen und in die dortige hei-
mische und dringend notwendige
Infrastruktur wie z.B. Straßen-
und Brückenbau, Modernisierung
von Kraftwerken und anders mehr
stecken. 
Dies geschah allerdings ohne einen
besonderen Aufschrei in der Welt-
wirtschaftsorganisation, auch
nicht in USA und EU. Es heißt
nämlich: „Gelder aus diesem För-
derungstopf werden nur dann zur
Verfügung gestellt, wenn die Auf-

träge an chinesische Firmen verge-
ben werden. 
Dies zeigt klar Stärke und Schwä-
che „der Partner“. Die USA
schweigen, weil China seine Rück-
lagen Großteils in US-Schuldver-
schreibungen angelegt hat – und
die EU keine einheitliche Sprache
spricht, sondern lediglich ein loser
Bund von Staaten ist, ohne gemein-
same Wirtschafts- und Außenpoli-
tik und vor allen auch ohne ein-
heitliche Linie im militärischen
Bereich.

Dasselbe zeigt sich dann auch noch
in der UNO, wo sowohl China als
auch Russland jeden Beschluss, der
nicht gefällt, mit einem „Nein“ zu
Fall bringen können.
Man nehme Russland her, das den
Kaukasus Ende des 19. Jahrhun-
derts eroberte und bis heute nicht
an eine Freigabe dieser Staaten
denkt, wie es die europäischen
Staaten mit ihren Kolonien ge-
macht haben. 

China hat Tibet 1950 besetzt und
angeblich rund ein Viertel der Be-
völkerung getötet, ohne dass
irgendjemand eine Versuch ge-
macht hätte, für eine Rückzug der
chinesischen Armee oder eine Lin-
derung der dortigen Bevölkerung
zu sorgen. 
Das gleiche gilt für Xinjiang (das
Land mit den moslemischen Uigu-
ren). Diese Region wurde erst 1955
von China als „autonome Zone“
einverleibt und zwischenzeitlich
mit rund 10 Millionen Han-Chine-
sen besiedelt. Die Folge sind Unru-
hen, Einsatz der Armee und viele
Tote.

Aber, das zählt alles nicht. China
wächst und wächst. Unter den 7

weltgrößten Unternehmen sind 4
chinesische Konzerne. Petro China,
Bank of China, China Mobil Ltd.
und China Construktbank. Darü-
ber hinaus sind die 3 größten Ban-
ken der Welt nach dem Aktienwert
nicht in den USA, sondern eben-
falls in China. ICBC mit 257 Mrd.
Dollar, China Construktbank 182,2
Mrd. Dollar und Bank of Chine
153,1 Mrd. 

Früher haben China, Indien, Japan
und andere ostasiatische Staaten
Spielzeug für den Export erzeugt,
westliche Maschinen und Geräte
kopiert, heute fliegen sie auf den
Mond, sind führend in der Compu-
terindustrie und vor allem in der
Entwicklung von neuen Antriebs-
motoren (Hybrid, Elektromotoren
usw.). 
Darüber hinaus wächst China be-
völkerungsmäßig weiter und wei-
ter, während die „EU stirbt“ und
die USA von der Einwanderung
der „Hispanos“ lebt.

Die Zukunft Europas und der USA
ist vorgezeichnet. Wir werden mit
wesentlich kleineren Brötchen le-
ben müssen. Die Umweltprobleme
werden allen in den nächsten Jahr-
zehnten zu schaffen machen. Die
Schulden von heute werden durch
eine schleichende Inflation noch
bis zu unseren Enkeln weiter getra-
gen. Keine erfreulichen Aussich-
ten.

Kommentar Komm.Rat Winfried Waibel

Wie wird sich die Weltwirtschaft nach dem
Finanz- Banken und - Wirtschaftsdesaster
dieser Jahre entwickeln?
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Wissen

Horrende Summen von Staatsgel-
dern, die in die Konjunktur gepumpt
werden, schüren die Angst vor einer
galoppierenden Inflation. Ökono-
men blicken mit Skepsis auf die
sprunghaft steigende Kreditaufnah-
me des Staates in den Industrielän-
dern. 
Nach Schätzung werden die USA,
die Länder der Euro-Zone, Japan
und Großbritannien 2009 Anleihen
im Volumen von 3,6 Billionen Dollar
emittieren – 800 Milliarden Dollar
mehr als 2008. Ökonomen fürchten,
dass dies mittelfristig die Inflation
anheizen könnte.

Einige haben bereits das Geschäft
mit der Inflationsangst entdeckt.
Bücher wie "Achtung: Geld in Ge-
fahr!: Wie wir jetzt unser Einkom-
men und Vermögen schützen" oder
die im Herbst erscheinenden Bücher
" Die Inflationsfalle: Retten Sie Ihr
Vermögen!" oder "Die Inflation
kommt! Und wie Sie sich jetzt schon
schützen können" wollen auch ihren
Anteil am Inflationsthema haben.  

Im Sommer 2008 hatten wir noch die
Debatte um die enorme Inflation.
2009 erleben wir im Juli eine Sen-
kung der Preise gegenüber dem Vor-
jahr um 0,3%. Das deutet doch auf
eine Deflation hin. Fürchten wir uns
nun vor Inflation oder Deflation?
Beides gleichzeitig geht doch wohl
nicht!

Wie stehen nun die Chancen einer
Inflation? Antwort: Das hängt davon
ab. 

Norbert Walter, Chef des Research
der Deutschen Bank, schreibt darü-
ber: 
.. Die Sorge vor Hyperinflation
wegen der weltweiten Ausweitung
der Geldmenge durch die Zentral-
banken ist daher eher Ausdruck ei-
ner Neurose! Aber es ist wahr – es
kommt darauf an, dass die Zentral-
banken diesmal – anders als Fed und
viele asiatische und arabische Zen-
tralbanken noch 2005 – nicht wieder
den Zeitpunkt für das Herumlegen
des monetären Ruders verpassen.

Die zu große Geldbasis muss – so-
bald das Vertrauen der Marktakteu-
re in den Finanzmarkt wieder zu-
rückgekehrt ist – wieder deutlich
verkleinert werden! Da ich sicher
bin, dass die EZB ihr Inflationsziel
weiter sehr ernst nimmt und die
Welt weiß, dass es neben dem US-
Dollar auch diesen konkurrierenden
Euro gibt, ist die Gefahr inflationä-
rer Geldpolitik durch die Fed über
den Wettbewerb mit der EZB einge-
engt...

Im Klartext ausgedrückt bedeutet
dies, daß es entscheidend sein wird,
ob die Zentralbanken die Liquidität
nach der Konjunkturerholung der
Wirtschaft wieder aus dem Markt
herausnehmen können. Denn ein zu-
viel an Liquidität führt unweiger-
lich zu Preissteigerungen.

Die Angst vor einer Hyperinflation
wie in den 20er Jahren ist als unbe-
gründet anzusehen, da ein entschei-
dender Auslöser, die Mangelwirt-
schaft, heute nicht gegeben ist.

Wird eine gravierende Inflation kommen?

Die Chancen einer galoppierenden Inflation
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Wissen

Die Angst der Menschen vor einer
Hyperinflation, hervorgerufen durch
die milliardenschweren Wirtschafts-
pakete der Regierungen, ist derzeit
ein heißes Gesprächsthema. Doch
wie kommt eine Hyperinflation zu-
stande. Die letzte Hyperinflation in
Deutschland (1914-1923)als Bei-
spiel.

Hyperinflation gab es in der Zeit
von 1914-1923. 
In der Zeit des ersten Weltkriegs
wurden viele Rohstoffe knapp. So
setzte die Reichsregierung im Jänner
1916 Höchstpreise für Fleisch, Fett
und Brot. fest. Die Preisfestlegung
sollte verhindern, dass bei dem
knappen Angebot die Preise klet-
tern. Ärmere Bevölkerungsschichten
könnten sonst die ihnen zustehenden
Lebensmittelrationen nicht mehr
kaufen. Ab Februar 1916 gibt es
auch kein Frischfleisch mehr zu
kaufen. Angesichts der hohen Preise,
die für Schlachtvieh erzielt wurden,
und auch wegen des rapiden Preis-
anstiegs für Futtermittel haben die
Bauern Ende 1915 über 50% mehr

Vieh geschlachtet als zur gleichen
Zeit vor dem Krieg.
Ab April 1917 produziert die gesam-
te Wirtschaft für den Krieg. Für den
privaten Gebrauch darf nur in weni-
gen Ausnahmefällen produziert wer-
den. Im August 1919 verzeichnet Eu-
ropa 15 Millionen Arbeitslose, ange-
sichts der erwarteten Ernteerträge
werden 100 Millionen Menschen
nicht ausreichend ernährt werden
können. Zu dem Zeitpunkt lebten in
Europa ca. 340 Mio. Menschen.

226 Mrd. Mark 
Reparationszahlungen
Jänner 1921 legen die Allierten auf
einer Konferenz in Paris die Höhe
der Reparationszahlungen auf 226
Mrd. Mark, zahlbar in 42 Jahresra-
ten, fest. Beim aktuellen Stand ak-
tuellen des Währungsverfalls erhöht
sich diese Summe auf 3000 Mrd. Pa-
piermark. Juli 1922 beschleunigt
sich die Inflation durch inflatorische
Kreditpolitik der Reichsbank und
die Reparationen schlagartig. Am 2.
August steht der Dollarkurs bei 860
Mark, am Monatsende beträgt er be-

reits 1990 Mark. Die internationale
Börse antwortet auf alle Ratenzah-
lungen Deutschlands mit sofortiger
Verschlechterung des Wechselkur-
ses. Am 5. Juni 1923 gesteht Reichs-
bankpräsident Rudolf Havenstein
die Aussichtslosigkeit der Markstüt-
zung ein. Der Wechselkurs hat sich
vorübergehend bei 20.000 Mark für
einen Dollar eingependelt. 

3 Billionen Mark Lohn 
Nur mehr ein Siebtel der Staatsaus-
gaben lassen sich durch Einnahmen
decken. Die Preise laufen den Löh-
nen davon, Hunger und Not brechen
im Reich aus. In Sachsen gibt es die
ersten Teuerungsunruhen. Angst vor
Bürgerkrieg macht sich breit. Die
Ehefrauen warten vor den Werksto-
ren auf das Geld, um sofort einkau-
fen zu können, da die Preise stünd-
lich steigen. 

Im Oktober 1923 wird die Renten-
bank zum Zweck der Ausgabe der
Rentenmark gegegründet. Die Ren-
tenmark wird zusätzlich zur Papier-
mark eingeführt und ist auf die Aus-
gabe von 2,4 Mrd. Rentenmark in
Noten beschränkt Gedeckt wird die
Rentenmark durch Hypotheken auf
Grundbesitz, Industrie, Handel und
Banken. 

Die letzten Tage vor der Währungs-
reform. Die Preise wechseln nahezu
stündlich, Briefmarken werden ohne
Aufdruck hergestellt und die Beam-
ten schreiben den gerade gültigen
Stand per Hand ein. Am 1. Novem-
ber kostet ein halbes Kilo Brot 260
Mrd. Mark, ein halbes Kilo Zucker
250 Mrd., ein halbes Kilo Fleisch 3,2
Billionen Mark. Der Tageslohn eines
gelernten Arbeiters in Berlin betrug
3 Billionen Mark. 

Am 15. November 1923 wird die
Rentenmark eingeführt. Der Wech-
selkurs zur Papiermark wurde mit
1:1 Billion festgesetzt. Die Hyperin-
flation konnte gestoppt werden.

Das Entstehen der Inflation 1914 - 1923

Hyperinflation in Deutschland
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